






























Dieser Einklang ist heute gestört. Er muß wiederhergestellt werden . In einer Zeit 
anderer Erwartungen, neuer Ängste und vielfältiger Unsicherheiten nimmt die 
Union diese Herausforderung an. 

Die Menschen erleben immer schmerzlicher die Widersprüche unserer Zeit: Die 
Entfernungen werden kürzer, aber die Menschen kommen sich nicht näher. 
Stadtteile werden moderner, aber nicht wohnlicher; der Lebensstandard 
wächst, aber mit ihm nicht Glück und Zufriedenheit der Menschen. Die 
Menschen spüren immer mehr, daß ihr Wohlbefinden von Dingen abhängt, die 
ke inen Preis haben, aber t rotzdem wertvoll sind . Sie wehren sich deshalb zu 
Recht dagegen, daß ihre natürl iche und soziale Umwelt zerstört wird : sei es 
durch einen blinden Fortschritt oder durch eine blinde Politik. 

Die Union ist sich bewußt, daß es Wich t igeres gibt als materielle Werte. Mit den 
Vätern der Sozialen Marktwirtschaft wissen wir, daß das Wohlbefinden der 
Menschen von vielen Dingen abhängt, die man nicht kaufen kann. Aber 
Moralismus, der auf wirtschaft liche Erfordernisse keine Rücksicht nimmt, ist 
genauso abschreckend wie Materialism us ohne Bewußtsein für ethische Werte. 

Die Soziale Marktwirtschaft ist allen anderen Systemen überlegen. Sie hat nicht 
nur eine „ökonomische", sondern auch eine „ökologische" Zukunft. In und mit 
der Sozialen Marktwirtschaft werden wir auch die Umweltprobleme lösen . Das 
Ziel unserer Pol itik ist es nicht, neue Sonderinteressen zu vertreten , sondern die 
natürliche und soziale Umwelt des Menschen so zu gestalten, daß er sich darin 
wieder „zu Hause" fü hlen kann. 

Wir müssen die Lebenswelt der Menschen wieder überschaubarer machen. Das 
erfordert Ehrfurcht vor gewachsenen Trad itionen, vertrauten Einrichtungen und 
Landschaften . Der rasche gesellschaftl iche Wandel hat in der Vergangenheit 
vieles zerstört. Wir müssen wieder lernen, daß es zur Freiheit des Menschen 
gehört, so zu leben, wie er zu leben sich wünscht. Der Mensch darf nicht zum 
Sklaven des Fortschritts werden. Die Politik muß sich auf das dem einzelnen und 
der Gemeinschaft zuträgl iche Maß zurückbesinnen . 

Wir sind offen für das Neue. Aber : Alles Neue hat sich gegenüber dem 
Bewährten als das Bessere auszuweisen . Wir werden bewahren , was gut , und 
verändern, was schlecht ist. 

Eine verantwortungsbewußte Pol itik hat den Auftrag, einer mög lichst bre iten 
Öffentl ich keit eindringlich klarzumachen , daß es ohne techn ische Neuerung 
heute für die Jugend kein Morgen gibt, wie sie es erwartet. Wer die Krankheiten 
unserer Zeit heilen will, darf nicht blind den techn ischen Fortschritt beschnei­
den, er muß vielmehr die Lebens- und Weltorientierung unserer Bürger klären 
und stärken. Für uns ist nicht „Aussteigen", sondern „Einsteigen" ein Leitwort 
für die junge Generation . Wir sind mit der Jugend bereit, uns der Herausforde­
rung von Gegenwart und Zukunft zu stellen, Beherrschungs- und Gestaltungs­
kräfte zu entwickeln , um kommenden Generationen das zu erhalten , was die 
Generationen zuvor aufgebaut haben. Nullwachstum, Stillstand und Rückgang 
sind Rezepte des Untergangs. Deshalb werden wir es nicht zulassen, daß sich 
die Prediger der Zukunftsve rweigerung durchsetzen. 

Wir müssen die Jugend davon überzeugen, daß Naturwissenschaft, Techn ik 
und ihre industrielle Nutzung nicht die vorgegebenen Feinde unserer natürli -
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chen Umwelt sowie einer menschl ichen und menschenwürdigen Gesellschaft 
sind . Wir bekennen uns gerade im Interesse unserer Jugend zur Notwendigkeit 
des technischen Fortschritts. Der Verzicht der Gesellschaft auf technische 
Erneuerung und der Verzicht des Staates auf die Förderung dieser notwendigen 
Weiterentwicklung würde unser Gemeinwesen seiner industriellen und wirt­
schaftlichen Zukunft, die Bürger des Wohlstandes, die Jugend der Zukunft und 
das ganze Volk langfristig auch der Freiheit berauben - weil Elend und Not 
fruchtbarer Boden nur für die Unfreiheit sind. 

2.11 Wir brauchen und wollen die Mitarbeit der Jugend 
Unser Staat sch reibt nicht vor, wie jemand leben soll. Der junge Mensch kann 
sich frei entscheiden, ohne pol itische Bevormundung , ohne staatliche Reg le­
mentierung . Wir wollen , daß das so bleibt. 

Unser Staat ist kein autoritärer Staat. Er garantiert d ie freie Entfaltung aller 
Bürger. Aber al le Bürger müssen auch für seine Freiheit einstehen. Und diese 
Freiheit ist es wert, daß wir für sie eintreten . 

Unsere Gesellschaft ist nicht vollkommen, Schwache sind auf die Unterstützung 
der Gemeinschaft angewiesen . Der Dienst am Nächsten, am Menschen, braucht 
auch den Ideal ismus der Jugendlichen , ihre Bereitschaft zum Engagement. 

Wir übersehen nicht: es gibt Jugendl iche, die sich verweigern. Sie flüchten sich 
in radikale Ideologien, in religiöse Sekten, in die Welt der Drogen. 

Eine Gesellschaft, die in Freiheit überleben will, kann auf Bindungen nicht 
verzichten . Unser Ziel ist ein gemeinsames Verständnis der grundlegenden 
Wertentscheidungen, die unser Volk zu einer Gemeinschaft verbinden . Dazu 
gehört auch ein Verständnis für unsere Geschichte mit ihren Licht- und 
Schattenseiten. Eine Jugend , die ihre Geschichte kennt, wird mehr Bereitschaft 
zeigen , die Verantwo rtung für eine Zukunft in Freiheit zu übernehmen. 

Pol it ik für junge Menschen erschöpft sich nicht in Jugendpoli tik. Wir stellen 
unser umfassendes politisches Konzept auch in den Dienst der jungen Men­
schen. 

- Unsere staatliche und Ordnung ist es wert, verte idigt zu 
werden . Deshalb werben\ vir um Zustimmung für sie. 

Die Jugend hat das Rech t und die Pflicht, unsere Gesellschaft verantwortlich 
mitzugestalten. Schu le, außerschulische Jugendbildung, die Arbe it der 
Jugendverbände sollen dieses Verantwortungsbewußtsein wecken und 
stärken. 

Wir wollen die ehrenamtliche Tätigkeit junger Menschen ideell fördern und 
die Jugendarbeit in freier Trägerschaft materiell unterstützen . 

Die Vielfalt der Medien, für die die Union eintritt, ist eine Chance für junge 
Menschen. Der kritische Umgang mit den Medien ist ein wichtiges Erzie­
hungsziel. 

Wir wollen die Zukunftschancen der jungen Generation sichern , indem wir 
die Jugendarbeitslos igkeit abbauen und für eine ausreichende Zahl an 
Ausbi ldungsplätzen sorgen. 
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2.12 Wir wollen die menschliche Schule 
Die Kinder verm issen in ihrer Schule Geborgenheit: Kurse stafr Klassengemein­
schaften, Fachwissenschaftler statt Klassenlehrer, Kursteilnehmer statt Klas­
senkameraden. Lehrpläne werden mit immer neuen Stoffgebieten befrachtet, 
grundlegendes Wissen aber vernachlässigt. Die Eltern werden als Nachhilfe­
lehrer ihrer Kinder mißbraucht. 

SPD und FDP haben mit ihrer Schulpolit ik rücksichtslos herumexperimentiert 
und dadurch Eltern und Schüler unzumutbar belastet. Sozialistische Systemver­
änderer versuchen , Klassenkampf im Klassenz immer einzuüben. Schulen sollen 
für sie nicht länger Stätten der Bildung und Erziehung sein, sondern Gelegen­
heiten, die Schüler „konflikttheoretisch" aufzuladen, sie dem Elternhaus zu 
entfremden, ihnen, auf der Grundlage eines verzerrten und verfälschten Ge­
schichtsbildes ein einseit iges politisches Weltbild aufzudrängen. 

Die Union wird mit der Unruhe und der Verwirrung an unseren Schulen Schluß 
machen: 
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Die Schule muß wieder eine geistige Orientierung vermitteln . Sie darf sich 
nicht auf die Verm ittlung von F.achwissen beschränken. 

Der Geschichtsunterricht muß wieder einen festen Platz in Stundenplänen 
erhalten . 

Die Überfrachtung der Lehrpläne muß beseitigt werden. 

Schule und Hochschule müssen einander ergänzen, die Schule darf n icht 
verwissenschaftlicht und das Studium nicht verschult werden. 

Wir halten am gegliederten Schulsystem fest, we il es sich im Vergleich als die 
menschlichere und leistungsfähigere Form des Schulwesens bewährt. 

Schulen müssen in einer angemessenen Ortsnähe erhalten bleiben. Auch die 
Kinder und Jugendlichen in ländlichen Räumen haben Anspruch auf ein 
wohnungsnahes, vielfältiges Angebot an Bildungseinrichtungen. Wir wer­
den verhindern, daß der Rückgang der Schülerzahl zu einer Schulschlie­
ßungswelle führt und immer mehr Schüler zu einer entfernten Zentra lschule 
gefahren werden müssen. 

Der Hauptschüler darf nicht diskriminiert werden. Die Hauptschule muß ihre 
eigenständige Aufgabe behalten und dort, wo sie verloren ist, wiedergewin­
nen : eine grundlegende Allgemeinbildung vermitteln, den Schüler auf die 
Berufswelt vorbereiten und ihn zu einer sachlich begründeten Berufsent­
scheidung befähigen . 

Durch die Einführung eines beruflichen Grundbildungsjahres im Rahmen 
des dualen Systems muß die Qualität der Ausbi ldung gesteigert werden. 
Gesetze und Rechtsverordnungen, d ie d ie b-erufliche Ausbildung behindern, 
müssen überprüft und gegebenenfalls abgeändert werden. Für Ab iturienten 
müssen in größerem Umfang als bisher Berufe angeboten werden, in denen 
sie ohne Absolvierung eines Studiums ihre besonderen Kenntnisse und 
Fähigkeiten einsetzen können. 

Den behinderten Kindern und Jugendlichen gilt unsere besondere Sorge. 
Das Miteinander von Behinderten und Nichtbehinderten soll in allen Berei­
chen selbstverständlich sein. 

Die ausländischen Jugendlichen haben Anspruch auf eine verstärkte Förde­
rung in Schule und Berufsausbildung, die ih ren besonderen sozialen und 
kulturellen Problemen gerecht wird. 

2.13 Wir sichern die Meinungs- und Informationsfreiheit 
Freie Information ist ein Grundpfeiler der Demokratie. Sie ist nur mögl ich durch 
Vielfa lt von Zeitungen, Zeitschriften, Rundfunk und Fernsehen. Freie Med ien 
dürfen nicht Spielball politischer Interessen werden. Ein vielfältiges Angebot 
von Nach richten und Meinungen dient dem Bürger. Er muß selbst entscheiden 
können , wie er das Angebot nutzt. Freie Medien und der Zugang zu allen 
Informationen sind unerläßlich für den freiheitlich-demokratischen Staat. Nur 
durch eine frei gebildete öffentl iche Meinung ist es möglich, staatliche Macht 
wirksam zu kontroll ieren. 

Öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten bleiben in besonderer Weise der Ver­
mittlung von Informationen, der Vielfalt der Meinungen und dem Gemeinwohl 
verpflichtet. 

Von einer gesunden Konkurrenz zwischen öffentl i ch~rechtlichen Rundfunk­
anstalten und privat-rechtlichen Veranstaltern erwartet die Union eine Stärkung 
des Grundrechts der freien Meinungsäußerung und Information. Sie vertraut auf 
die Mündigkeit unserer Bürger. Aufgabe verantwortungsbewußter Medienpoli­
tik wird es sein, die notwend igen Rahmenbedingungen zu setzen. 

Wir sind grundsätzlich offen für neue Entwicklungen im Bereich der Medien­
und Nachrichtentechnik. Ideolog isch begründete Bilderstürmerei lehnen wir 
ab. Wir werden jewei ls sorgsam prüfen und im Interesse aller Bürger verantwor­
tungsbewußt entscheiden. 

Wir werden gegen den Mißbrauch des fernmeldetechnischen Monopols der 
Deutschen Bundespost entschieden vorgehen. Unabhängigkeit und Vielfalt von 
privatwirtschaftlichen Zeitungen und Zeitschriften zu sichern, bleibt für uns ein 
sei bstverständl ich es Gebot. 

2.14 Wir beseitigen bürokratische Fesseln 
und stärken die Selbstverantwortung 

Gesetze, Erlasse, Verfügurig~h . Verordnungen und Ausführungsbestimmungen 
ersticken Spontaneität, Risikobereitschaft und Erfindungsgeist der Menschen. 
Die Dynamik der Wirtschaft und die Vitalität der Gesellschaft drohen zu 
erlahmen. 

Nur im Sozialismus muß alles und jegliches bürokratisch entschieden werden. 
Eine leistungsfäh ige Verwaltung ist im modernen Staat unverzichtbar; Bürokra­
tisierung ist'für uns jedoch ein Fehler, für Sozialisten dagegen System. 

Sie benutzen Bürokratisierung als Mittel zur lautlosen Systemveränderung. 
Heute braucht der Sozialismus keine Revolut ion. Er entsteht durch die allumfas­
sende Bürokratisierung unseres Lebens gleichsam von selbst. 

Gemeins inn, Risikobereitschaft und Verantwortung für das Ganze sind 
unverzichtbare Tugenden . Die Union wird diese Tugenden wieder wecken. 

Fü r uns ist Vertrauen besser als Kontrolle, wir vertrauen auf den Bürgersinn. 
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Wir werden die Gesetze und Verordnungen mit dem Ziel ihrer Verringerung 
überprüfen. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß viele öffentliche Aufgaben durch Private 
und freie Träger ,genauso gut und oft besser erfüllt werden können als durch 
staatliche Bürokratien . 

Wir werden die private Sphäre des Menschen schützen . Deshalb gewährlei­
sten w ir den Datenschutz. 

Wir setzen uns ein für die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung in 
Städten, Dörfern und Gemeinden. Was bürgernah entsch ieden werden kann , 
soll nicht auf zentrale Behörden verlagert werden . 

2.15 Wir schützen die Umwelt und erhalten sie als lebenswerte Heimat 
Wir sind keine Fanatiker eines Fortschritts um jeden Preis. Die Alternative lautet 
deshalb für uns nicht „Fortschritt ja oder nein", d ie entscheidende Frage heißt 
für uns „ Fortschritt woh in". In einer Welt aber, die in ihren Gütern und Schätzen 
begrenzt und in ihrem Naturhaushalt nu r beg renzt belastbar ist, muß techni­
scher und wirtschaft licher Fortschritt in eine Richtung geführt werden , die den 
Gesetzen der Umwelt fo lgt. 
Die fortschreitende Auflösung zwischenmenschl icher Bindungen, der Verlust 
an Geborgenheit und die vielfältigen Belastungen der natürlichen Umwelt 
werden als ein zu hoher Preis für die Fortentwicklung unseres materiellen 
Wohlstandes empfunden. 

Die Union ist sich bewußt, daß es eine neue Werthaltung der Bürger gibt, die 
eine grundlegende politische Wende und nicht nur Randkorrekturen erfordert. 
Diese neue Politik ist nur mögl ich , wenn sie sich auf die Mitarbeit der Bürger, auf 
deren Verantwort ung für die Gemeinschaft und für die künftige Generation 
stützen kann . Unsere Politik umfaßt mehr als technokratischen Umweltschutz. 
Unsere Politik berücksicht igt die Wechselbeziehungen zwischen natürlicher, 
familiärer, beruflicher und gesellschaftlicher Umwelt. 

Wir versprechen nicht die Unberührtheit einer vorindustriellen Natur und 
gleichzeitig die Errungenschaften einer modernen Industriegesellschaft. Wir 
wissen, daß es viele Dinge gibt, die wichtiger sind als materieller Fortschritt. Wir 
wissen ebenso, daß ohne gesunde wirtschaftliche Grund lage die Lebensbedürf­
nisse nicht erfül lt werden können . Wir halten auch in Beziehung auf die Umwelt 
eine Politik des „a lles oder nichts" für verfehlt , für unmenschlich . Deshalb 
versprechen wir weder die unberührte Natur noch das grenzenlose Wachstum . 
Wir versprechen vielmehr eine Pol it ik für eine geschützte Natur und den damit 
zu vereinbarenden w irtschaftlichen Fortsch ritt. 

Wi r wollen : 
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Eine wirkungsvol le Lärmbekämpfu"ng. 

Die Verm inderung der Luftverschmutzung. 

Wasserbauliche Maßnahmen zur .Sicherung der Ufervegetation . 

Die Sicherung bzw. Wiederherstel lung einer guten Wasserqualität. 

Die Förderung einer verantwo rtungsbewußten Verwend ung von Chemi­
kalien. 

- Die ständige Überprüfung und Verbesserung des Strahlenschutzes. 

Wi r verpflichten uns , die Lebensgrund lagen in unserem l ande so zu erhalten, 
daß die Umwelt für die Bürger Heimat bleibt und daß wir der nachfo lgenden 
Generat ion ein Erbe hinterlassen, das zu bewahren und weiterzugeben sich 
lohnt. 
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III. Wahlaufruf 

Am 5. Oktober 1980 sind die Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland zu einer Entscheidung von geschichtlicher Tragweite aufgerufen . 
Es geht um Richtung und Weg der deutschen Politik in einer Zeit der Krise, der 
Unsicherheit, der Bewährung. Deutschland braucht jetzt eine klare, zielstreb ige, 
illusionsfreie Politik der Friedensbewahrung und der Freiheitss icherung, der 
Wiedergewinnung der f inanziellen Stabilität und eines ausreichenden Wirt­
schaftswachstums. 

Nach 10 Jahren einer Polit ik der enttäuschten Hoffnungen, der gebrochenen 
Versprechungen und der gefährdeten Grundlagen unserer Freiheit und unseres 
Wohlstands sind SPD und FDP nicht mehr in der Lage, diese Lebensfragen 
unseres Volkes zu meistern. 

CDU und CSU sind bereit, in dieser schweren Zeit die Verantwortung zu 
übernehmen. Dafür bitten wir Sie, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, um Ihr 
Vertrauen, um Ihre Mitarbeit und um Ihre Stimme. 

CDU und CSU haben in den Aufbaujahren nach der größten Katastrophe der 
deutschen Geschichte bewiesen, was sie leisten können. Deshalb sind sie auch 
in der Lage, gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes die 
Aufgaben der 80er Jahre zu bewältigen . Mit einer neuen Politik und einer 
besseren Regierung werden wir tun, was getan werden muß, dam it die Zukunft 
unseres Volkes in Frieden und Freiheit gesichert wird. 

Wir treten an mit einem Programm des Augenmaßes, der Glaubwürdigkeit, der 
Zuverlässigkeit. 

Wir treten an mit der kraftvollen Entschlossenheit, die wirtschaftlichen Grund la­
gen zu festigen, die soziale Sicherung zu bewahren, die Freiheit nach innen und 
außen zu sichern und den Frieden zu erhalten. Groß sind die Gefahren unserer 
Zeit, aber größer sind unsere Chancen und unsere Entschlossenheit , auch in 
Zukunft in einer menschlichen Gesellschaft freier Bürger zu leben. Das erfordert 
eine neue Politik, eine bessere Regierung. 

CDU und CSU treten gemeinsam an mit Franz Josef Strauß. 

Er hat mit Ludwig Erhard im Jahre 1948 die Soziale Marktwirtschaft durchge­
setzt. 

Er hat die großen Entscheidungen Konrad Adenauers als Mitglied des Deut­
schen Bundestages und als Bundesminister mitgetragen. Er hat entscheidend 
am Aufbau der Bundeswehr, an ihrer modernen Ausrüstung und am Eintritt der 
Bundesrepublik Deutsch land in die NATO mitgewirkt. 

Er hat als Finanzmin ister eine Politik der Sparsamkeit und des stabilen Geldes 
durchgesetzt. 

Er ist der entschiedene Verteidiger der Rechte und Freiheiten des Bürgers. 

Wir treten an mit der Union und mit Franz Josef Strauß 
für Frieden, für Freiheit, für Deutschland! 
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